
Solidarität mit den Beschäftigten von Galeria
Karstadt-Kauhof!

Nein zu allen Entlassungen und Schließungen! Benko muss für die Krise
zahlen!

Flugblatt der Gruppe ArbeiterInnenmacht, Infomail 1109, 4. Juli 2020

Nachdem schon seit Jahren beide Kaufhäuser in der Krise stecken und die Beschäftigten mit
Sanierungstarifverträgen und Lohnverzicht dafür bezahlt haben, wurde am 15. Mai die nächste
Schweinerei bekannt. Nach Willen der Konzernleitung sollen bis zu 80 Filialen der Galeria Karstadt-
Kaufhof (GKK)-Warenhäuser geschlossen werden.

Nach Verhandlungen mit ver.di wurde die Zahl auf 62 Filialen in 47 Städten mit bis zu 6.000
MitarbeiterInnen „reduziert“. Die großen Bundesländer wie Nordrhein-Westfalen und Bayern, aber
auch Städte wie Berlin sind davon stark betroffen. Aber vor allem wird es für die ohnedies schon
strukturschwachen Flächenländer im Osten einen weiteren großen sozialen Einbruch bedeuten.

Am 3. Juli wurde nun bekannt, dass die Konzernleitung für weitere 6 Filialen mit insgesamt 750
Beschäftigten durch Verhandlungen mit den VermieterInnen eine Zukunft sieht. Sicherlich ist das
auch eine Auswirkung diverser Proteste der Beschäftigten und ver.dis und durchaus auch eines
gewissen Drucks aus der Politik.

Aber niemand sollte sich Illusionen machen, dass die sporadischen und kleinen Proteste ausreichen
werden, um den Inhaber der Kaufhäuser, den österreichischen Milliardär und Immobilienmakler
René Benko von seinem Vorhaben abzuhalten, tausende von Arbeitsplätzen abzubauen. Schon die
Ansage der Konzernleitung vom 3. Juli, dass dieser bis Ende 2022 mit Umsatzeinbußen von bis zu
1,4 Mrd. Euro aufgrund des Konjunkturabschwungs wegen der Corona-Pandemie rechnet, zeigt,
dass der Eigner gewillt ist, weiter die Beschäftigten für die Krise zahlen zu lassen.

Wie reagiert ver.di?

Heute wird klarer denn je, dass die Verlängerung des Sanierungstarifvertrags und damit des
Lohnverzichts um weitere 5 Jahre nach der Fusion von Karstadt-Kaufhof Ende 2019 nichts gebracht
hat. Der von Seiten ver.dis als auch des neuen Inhabers Benko verkündete „gemeinsame Wille“, der
dem Handelskonzern wieder auf die Beine helfen sollte, entpuppte sich rasch als Lippenbekenntnis,
um die Beschäftigen ruhigzustellen und ihnen eine Perspektive vorzugaukeln. Nun soll die
Belegschaft für die weiterhin unklare Zukunft mit dem Verlust ihrer Arbeitsplätze zahlen!

Am 19. Juni hat ver.di den Tarifvertrag „Gute und gesunde Arbeit/Beteiligung Zukunftskonzept“
abgeschlossen. In diesen Verhandlungen wurde erreicht, dass statt 80 nun 62 Filialen geschlossen
werden und der geplante Personalabbau von zehn Prozent in den dann noch verbliebenen Filialen
verhindert werden konnte. Die Verhandlungsführung von ver.di verkauft dies als großen Erfolg.

Aber: An dem geplanten Personalabbau von jetzt ca. 5.000 Beschäftigten haben dieser Tarifvertrag
und die damit verbundenen Verhandlungen nichts geändert. Nach wir vor befinden sich viele
KollegInnen in Kurzarbeit, ganz zu schweigen von dem Weiterlaufen des Lohnverzichts.

Darüber hinaus sind mit diesem neuen Tarifvertrag mehrere Probleme auf anderer Ebene
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verbunden:

a) Für die KollegInnen, die entlassen werden, gelten für jeden Betrieb einzelne Sozialpläne mit
entsprechenden Abfindungen. Zum einen stellen diese Sozialpläne nichts anderes dar als ein sozial
abgefedertes, kampfloses Akzeptieren der Entlassungen, zum anderen werden diese Sozialpläne je
nach Stärke und politischem Willen der einzelnen Betriebsräte, auch die Interessen der
Beschäftigten durchsetzen zu wollen, sehr unterschiedlich aussehen. Bekannt ist ja auch, dass viele
Betriebsräte auf Kuschelkurs mit der Konzernleitung liegen – entsprechend werden dann auch die
Abfindungen und anderen Bedingungen aussehen.

b) Dieser Tarifvertrag zielt darauf ab, die Betriebsräte, ver.di und die Beschäftigten bei der
Zukunftsgestaltung der Warenhäuser mit einzubeziehen. Das hört sich wie ein Zugeständnis an, ist
aber keines. Vielmehr sollen Betriebsräte und ver.di mit der Konzernleitung unter Zuzug von
ExpertInnen in paritätisch besetzten Kommissionen und Arbeitskreisen u. a. in
Prozessoptimierungen und die Verbesserung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des
Unternehmens eingebunden werden. Auch die Beschäftigten sollen über Umfragen an der
Verbesserung beteiligt sein.

Letzteres ist eine explizite Forderung von ver.di, um damit zu verhindern, dass der neue Besitzer
den Handelskonzern noch weiter in den Abgrund führt. Dieser hat zugegebenermaßen mehr
Interesse an lukrativen Immobiliengeschäften – wie der Umbau des Karstadt-Gebäudes am
Hermannplatz in Berlin beweist –, als den Handelsbereich des Konzerns auszubauen.

Aber das ändert nichts daran, dass die Forderung nach stärkerer Einbindung in die Konzernleitung
zu einem Fallstrick für Beschäftige werden wird. Wir halten diese Maßnahme für mehr als eine
Illusion. Unabhängig von der Corona-Pandemie, die die wirtschaftliche Krise nur beschleunigt hat, 
stehen wir kurz vor einer tiefgehenden Rezession, die natürlich auch an einem Konzern wie GKK
nicht vorbeigehen wird. Daran wird auch eine pseudo-demokratische Beteiligung der KollegInnen,
die natürlich ein Interesse am Erhalt ihrer Arbeitsplätze haben, nichts ändern. Diese werden auch
ausgehend von den Umsatz- und Gewinnerwartungen des Eigners unter schlechteren
gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen über Einsparungen bis hin zu Entlassungen entscheiden
müssen. Damit werden die Belegschaft, die Betriebsräte und ver.di in die Mitverantwortung
gezogen. Was Besseres kann einem so harten Eigentümer wie Benko nicht passieren – die
Beschäftigten und ihre Interessenvertretungen sollen selbst die Einsicht in die Notwendigkeit von
Einsparungen erlangen, über weiteren Lohnverzicht, Flexibilisierung und schlechtere
Arbeitsbedingungen „mitbestimmen“!

Kampf statt Mitbestimmungsschwindel!

Für die Verhinderung der Entlassungen und Schließungen ist ein grundlegend anderer Kurs
notwendig. Es darf nicht sein, dass sich Benko auf Kosten der Beschäftigten saniert und damit die
Möglichkeit erhält, auf deren Rücken noch mehr Profite zu machen! Wenn Profitinteressen und
Konkurrenz die Existenz Tausender bedrohen, so dürfen wir Privateigentum und Kapitalinteresse
nicht als unhinterfragbare Gegebenheiten betrachten. Das muss der Ausgangspunkt für alle
Überlegungen sein.

Der Kampf um den Erhalt aller Arbeitsplätze ist möglich, das haben auch die vielen ver.di-Eintritte
im Jahr 2019 – in der Phase vor der Verlängerung des Sanierungstarifvertrages – gezeigt. Auch jetzt,
da tausende Arbeitsplätze auf dem Spiel stehen und die Zukunft vollkommen unsicher ist, bleibt den
KollegInnen nichts anderes übrig, als zu kämpfen. Aber unter welchen Bedingungen?

Wir meinen: Als erstes ist nötig, dass die Beschäftigten selbst zu Wort kommen und über ihre



Forderungen und Kampfmaßnahmen beschließen können auf ver.di-Mitglieder- und
Betriebsversammlungen.

Darüber hinaus brauchen sie auch Strukturen, in denen sie den Kampf zudem kontrollieren und
selbst bestimmen können. Wir meinen: Dafür sind demokratisch gewählte Streikkomitees, die nur
den Streikenden gegenüber verantwortlich und auch rechenschaftspflichtig sind, das beste Mittel.

Klassenkampf statt SozialpartnerInnenschaft

Benko soll zur Kasse gebeten werden. Dafür müssen alle Geschäftsbücher, Kontobewegungen des
Konzerns und seine Immobiliengeschäfte offengelegt werden. Sein Vermögen muss zur Sicherung
aller Arbeitsplätze herangezogen werden.

Solange Warenhäuser in den Händen von EigentümerInnen sind, die nur damit Profit machen wollen
– auch in wirtschaftlich schlechten Zeiten –, solange wird der Angriff auf Lohn, auf Rechte der
Beschäftigten oder Entlassungen kein Ende nehmen.

Benko und all den anderen AnteilseignerInnen müssen GKK, alle Warenhäuser und Immobilien
entzogen werden. Sie müssen entschädigungslos enteignet und unter Kontrolle der Beschäftigten
und ihrer Gewerkschaft verstaatlicht werden. Nur so kann sichergestellt werden, dass
Konjunkturbewegungen, Krisen, Veränderungen der Branche nicht zu Verschlechterungen für die
Beschäftigten führen. Erst dann können diese tatsächlich einen sinnvollen Plan aufstellen, wie die
Arbeitsplätze erhalten bleiben können.

Darüber hinaus ist der Kampf für eine radikale Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- und
Personalausgleich – die Arbeit muss auf alle verteilt werden – notwendig – nicht nur bei GKK,
sondern in allen Branchen.

Dieser Kampf kann nur ermöglicht werden, wenn zum einen der Kampf bis hin zu Massenstreiks
konsequent geführt wird – durch die Entscheidungen der KollegInnen selber. Zum anderen müssen
auch die Beschäftigten der anderen Fachbereiche von ver.di – im September steht die Tarifrunde im
öffentlichen Dienst an – und die der anderen Gewerkschaften in Solidaritätsaktionen wie Demos,
aber auch Solistreiks einbezogen werden. Auch die praktische Solidarität aller anderen
Organisationen der ArbeiterInnenwegung – wie von Linkspartei und SPD – muss eingefordert
werden. Schließlich könnte die Auseinandersetzung auch zu einem wichtigen, ersten Schwerpunkt
für eine Anti-Krisenbewegung werden.

Natürlich sind die KollegInnen von GKK nicht die einzigen, die von Massenentlassungen oder
Lohnverzicht betroffen sind. Im öffentlichen Dienst haben die kommunalen Arbeit„geber“Innen
bereits angekündigt, dass sie eine lange Laufzeit fordern und höchstens einen Inflationsausgleich
zugestehen wollen. In der Automobil- und Zulieferindustrie stehen tausende von Arbeitsplätzen auf
dem Spiel.

In dieser Situation sollte es selbstverständlich sein, den Kampf um den Erhalt der Arbeitsplätze, um
die Löhne, gegen Auslagerungen und Privatisierung gemeinsam zu führen. Nach wie vor aber halten
die Gewerkschaftsführungen – auch die von ver.di – an ihrer alten Sozialpartnerschaftsideologie und
-praxis fest, die nicht nur bei GKK in die Sackgasse geführt hat.  Von daher wird es für die
KollegInnen, die einen ernsthaften Kampf für die Verteidigung ihrer Interessen führen wollen, nötig,
sich zusammenzutun im Kampf für eine kämpferische Ausrichtung in den Gewerkschaften. Dazu
brauchen wir eine klassenkämpferische Basisbewegung. Darum rufen wir  alle KollegInnen auf, sich
am Aufbau der Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften (VKG; www.vernetzung.org) zu
beteiligen.

http://www.vernetzung.org/

